
3.2.1. geltende Ordnungsstrafbestimmungen

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah- 
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. INr. 3S. 101).

34. J
Anordnung vom 15. August 1973 
über Diskothekveranstaltungen 
- Diskothekordnung -
(GBl. 1 Nr. 38 S. 401)

Ordnungsstrafmaßnahmen
§ 10
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. als Schallplattenunterhalter

a) ohne Zulassung gemäß § 5 Abs. 1 oder Ein­
stufung gemäß § 5 Abs. 2 tätig wird,

b) andere Tonträger als gemäß § 3 zugelassene 
verwendet,

c) ohne Registriervermerk in der Zulassung ge­
mäß ,§ 6 Abs. 2 Vergütungen für Eigenbe-

■ stand an Tonträgern und Wiedergabetechnik 
fordert,

d) durch sein Verhalten Anlaß zu Störungen der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit bei der 
Durchführung von Diskothekveranstaltun­
gen gibt;

2. als Veranstalter
a) Schallplattenunterhalter ohne Zulassung ge­

mäß § 5 Abs. 1 oder ohne Einstufung gemäß 
§ 5 Abs. 2 vergütet,

b) Schallplattenunterhaltern den Eigenbestand 
an Tonträgern und Wiedergabetechnik ohne 
Registriervermerk gemäß § 6 Abs. 2 vergütet,

c) Diskothekveranstaltungen mit hauseigenen 
Tonträgern und Wiedergabetechnik ohne Re­
gistrierung gemäß § 6 Abs. 1 durchführt,

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M bestraft werden.
(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 aus 
Vorteilsstreben oder ähnlichen, die gesellschaftli­
chen Interessen mißachtenden Beweggründen oder 
wiederholt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit 
Ordnungsstrafe geahndet worden, kann eine Ord­
nungsstrafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.
(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt den für den Bereich Kultur sachlich zuständi­
gen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der Krei­
se.
(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. INr. 3S. 101).
(5) Die Durchführung eines Ordnungsstrafverfah­
rens schließt Maßnahmen nach der Zulassungsord­
nung Unterhaltungskunst vom 21. Juni 1971 bzw. der

Vergütungsregelung für Tanz- und Unterhaltungs­
musik im Nebenberuf nicht aus.

35.
Anordnung vom 15. Oktober 1973 
über die freiwillige produktive Tätigkeit 
von Schülern ab vollendetem 14. Lebensjahr 
während der Ferien
(GBl. INr. 52 S. 519)

§9
(1) Wer als Leiter oder leitender Mitarbeiter des Be­
triebes vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften 
des § 2 Absätze 2 und 3 sowie der §§3,5,7 dieser An­
ordnung zuwiderhandelt, kann mit Verweis oder 
Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.
(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 wie­
derholt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit 
Ordnungsstrafe geahndet worden, kann eine Ord­
nungsstrafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.
(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt den Leitern der Arbeitsschutzinspektionen, 
den Leitern der Inspektionen Gesundheitsschutz in 
den Betrieben und den Vorsitzenden der Räte der 
Kreise.
(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. I Nr. 3 S. 101).

36.
Anordnung vom 27. November 1973 
über die Bildung sowie über die Planung, 
Finanzierung und Abrechnung 
der Konzert- und Gastspieldirektionen
(GBl. I 1974 Nr. 1 S. 5)

§ 11
(.1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig, ohne nach § 3 
Abs. 1 berechtigt zu sein, künstlerische Programme 
auf dem Gebiet der Unterhalfungskunst oder des 
Konzertwesens unter Zahlung von Honoraren der 
Öffentlichkeit vorstellt oder entgegen § 5 Absätze 1 
oder 3 die Vermittlung von Künstlern vornimmt, 
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M belegt werden.
(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus 
Vorteilsstreben oder aus anderen, die gesellschaftli­
chen Interessen mißachtenden Beweggründen oder 
wiederholt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit 
Ordnungsstrafe geahndet worden, kann eine Ord­
nungsstrafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.
(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt dem Mitglied des Rates des Bezirkes und Lei­
ter der Abteilung Kultur des Bezirkes, in dem der 
Verstoß begangen ist.
(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah-
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